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Vorwort 

Mit dieser von mir betreuten Schrift hat die Rechtswissenschaftliche Fakul-
tät der Universität zu Köln den Verfasser im Sommersemester 1992 promo-
viert. Ihm erkannte die Deutsche Steuetjuristische Gesellschaft auf ihrer Jah-
restagung im September 1992 den Albert-Hensel-Preis zu. Als Mitherausgeber 
der "Schriften zum Steuerrecht" freuen wir uns, das Werk in dieser Schriften-
reihe veröffentlichen zu können. 

In Steuerprozessen agiert eine Person, die die Finanzgerichtsordnung mit 
keiner Silbe erwähnt: der gerichtseigene Prüfungsbeamte. In der vorliegenden 
Schrift macht der Verfasser die forensische Tätigkeit des Prüfungsbeamten 
nicht nur zum Gegenstand seiner Untersuchung, um die rechtliche Zulässig-
keit des Einsatzes von Prüfungsbeamten bei der gerichtlichen Sachaufklärung 
umfassend zu klären. Er durchdringt dabei auch Grundfragen des Prozeß-
rechts, so daß der wissenschaftliche Ertrag dieser Arbeit über das Thema weit 
hinausreicht. 

Zunächst arbeitet der Verfasser die verfahrensrechtlichen Unterschiede 
zwischen der finanzbehördlichen Buchprüfung und der finanzgerichtlichen 
Sachaufklärung präzise heraus. Dabei gelangt er zu einer überzeugenden Auf-
gabenverteilung zwischen Finanzbehörde und Finanzgericht. In diesem Zu-
sammenhang zeigt der Verfasser Lösungsmöglichkeiten auf, wie Finanzge-
richte die ihnen an sich wesensfremde Durchführung umfassender Buchprü-
fungen vermeiden können. Daran anschließend klärt er - nach den jeweiligen 
Tätigkeitsbereichen differenzierend - die Rechtsstellung der Prüfungsbeamten. 

Die praktischen Ergebnisse der Arbeit werden mit bemerkenswerter wissen-
schaftlicher Kreativität fundiert, indem schwierige prozessuale Grundfragen 
thematisiert werden. So beschäftigt sich der Verfasser u.a. grundlegend mit 
dem Gebot des gesetzlichen Richters und dem Grundsatz der Unmittelbarkeit 
der Beweisaufnahme. Dabei bildet den Kern der Arbeit die Frage, ob und in-
wieweit das Finanzgericht die ihm obliegende Sachaufklärung auf nichtrich-
terliche Personen delegieren darf. Die schlüssig entwickelten Antworten auf 
diese Frage leitet der Verfasser aber nicht nur aus verfassungskräftigen Postu-
laten ab. Er arbeitet vielmehr auch deren einfachgesetzliche Konkretisierun-
gen heraus und weist dadurch detailliert die Grenzen der Befugnis zur 
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Sachaufklärung nach. Eindrucksvoll sind auch die Ausführungen zum bisher 
für den Finanzgerichtsprozeß weitgehend vernachlässigten Grundsatz der Un-
mittelbarkeit der Beweisaufnahme. In einer Grundlegung wird zunächst be-
leuchtet, welchen Inhalt der Unmittelbarkeitsgrundsatz hat und ob er im 
Steuerprozeß überhaupt Geltung beanspruchen kann. Sodann entwickelt der 
Verfasser für die einzelnen, durch Umfrage (siehe Anlage 2 dieser Schrift) er-
mittelten Einsatzgebiete die Grenzen der Delegation richterlicher Sachaufklä-
rung. 

Die Arbeit besticht nicht nur durch ihre theoretische Überzeugungskraft, 
sondern auch durch den Wirklichkeitsbezug, den Impetus, praktisch verwert-
bare Ergebnisse zu erzielen. Sie macht deutlich, daß das Steuerrecht Teil der 
Jurisprudenz ist und daß die stiefmütterliche Behandlung des Steuerrechts in 
der juristischen Ausbildung der rechtsstaatlichen und praktischen Bedeutung 
des Steuerrechts für das Verhältnis zwischen Staat und Bürger völlig unange-
messen ist. Schließlich danke ich sehr herzlich meinem Kollegen Ranns 
Prütting, daß er die Dissertation mitbegutachtet und damit den Brückenschlag 
zum allgemeinen Prozeßrecht gefestigt hat. 

Köln, im November 1992 Prof. Dr. Joachim Lang 
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Einleitung und Gang der Untersuchung 

Eine Reihe deutscher Finanzgerichte verfügen über eine Person, die die Fi-
nanzgerichtsordnung mit keiner Silbe erwähnt: den gerichtseigenen Prüfungs-
beamten. l Der Umstand, daß diese unter den Finanzgerichten verbreitete Figur 
keine gesetzliche Regelung erhalten hat, weckt eine natürliche Neugierde nach 
ihrer Zulässigkeit. Zwar ist die Frage der Zulässigkeit des Einsatzes gerichts-
eigener Prüfungsbeamter schon einmal früher aufgeworfen und kontrovers 
erörtert worden.2 Jedoch liegen diese Stellungnahmen bereits einige Zeit zu-
rück und behandeln die Thematik nur in recht knapper Weise, so daß eine 
vertiefte Untersuchung des finanzgerichtlichen Einsatzes gerichtseigener Prü-
fungsbeamter bis heute aussteht. Mit dieser Arbeit soll erstmalig in rechtstat -
sächlicher Hinsicht der Wirkungskreis gerichtseigener Prüfungsbeamter auf-
gezeigt und einer ausführlichen rechtlichen Prüfung unterzogen werden. 

Eine in 1990 bei den deutschen Finanzgerichten vom Verfasser durchge-
führte Umfrage3 zeigt, daß der Einsatz von Prüfungsbeamten durch Finanzge-
richte sich nicht auf gerichtseigene Prüfer beschränkt, sondern zum Teil auch 
finanzbehördliche Prüfungsbeamte betrifft. Da zudem das Phänomen des ge-
richtseigenen Prüfungsbeamten ohne die Einbeziehung finanzbehördlicher 
Prüfer nicht ganz deutlich gemacht werden kann, ist das Thema entsprechend 
verbreitert und "Der Einsatz von Prüfungsbeamten durch das Finanzgericht" 
genannt worden. Die Umfragen ließen erkennen, daß die Beauftragung von 
Prüfungsbeamten durch die Finanzgerichte einmal historische Wurzeln hat4, 

zum anderen aber auch eine Erscheinung jüngeren Datums ist. 5 

1 Die Finanzgerichte, bei denen ein gerichtseigener Prüfungsbearnter beschäftigt 
ist, sind in der An 1 a gel aufgefiUut. 

2 Siehe den Streit zwischen Immesberger, FR 1969, S.398 fT.; Grimm, BB 1975, 
S.1528 fT., einerseits und Rudloff, FR 1968, S.367 fT.; ders., FR 1969, S.399 f.; Suhr, 
StBp. 1976, S.173 ff., andererseits. 

Ausgewertet in An 1 ag e 1. 
4 Klauser, in SchröderlMuuss, Fach 8030, S.5, erklärt die Institution des ge-

richtseigenen Prüfungsbearnten allein aus der Reichsabgabenordnung. 
5 Dies beweist der in der Nachkriegszeit erfolgte Ausbau der Einrichtung des ge-

richtseigenen Prüfers in den Bundesländern Nordrhein-Westfa1en, Hessen und Bayern, 
vgl. Anlage 1. 
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Um den Hintergrund für den Einsatz finanzbehördlicher Prüfungsbeamter 
im finanzgerichtlichen Verfahren und die Beweggründe fur die Installierung 
gerichtseigener Prüfer aufzuhellen, werden im ersten Kapitel zunächst die 
rechtshistorischen Zusammenhänge der Finanzgerichte und des Prüfungswe-
sens dargestellt. Diese rechtshistorische Ableitung des Betätigungsfeldes der 
Prüfungsbeamten beginnt mit der Errichtung der Finanzgerichte zu Beginn 
der Weimarer Republik und endet mit der rechtstatsächlichen Untersuchung 
des heutigen Einsatzbereiches gerichtseigener Prüfungsbeamter.6 Die Umfra-
geergebnisse sollen neben einer Beschreibung des heutigen Aufgabengebietes 
gerichtseigener Prüfungsbeamter die rechtstatsächliche Basis fur die weiter in 
der Arbeit behandelten Problemfelder bilden. 

Der den Umfrageergebnissen zu entnehmende hauptsächliche Tätigkeitsbe-
reich gerichtseigener Prüfungsbeamter liegt in der Durchftihrung von Buch-
prüfungen unterschiedlicher Art? und fuhrt zu der im zweiten Kapitel erörter-
ten - der Behandlung des Prüfungsbeamten vorgelagerten - allgemeinen Fra-
gestellung, inwieweit die Finanzgerichte überhaupt selbst Buchprüfungen 
durchfuhren dürfen. Es wird dort untersucht, wodurch sich der gerichtliche 
Prüfungsumfang von dem eines finanzbehördlichen Außenprüfers unterschei-
det und welche Konsequenzen daraus fur den Umfang finanzgerichtlicher 
Buchprüfungen zu ziehen sind. Dabei soll besonders das Verhältnis zwischen 
finanzbehördlicher und gerichtlicher Sachaufklärung verdeutlicht werden. In 
diesem Zusammenhang stellt sich exemplarisch das praxisrelevante Problem, 
ob das Finanzgericht in Schätzungsf<Hlen bei erstmaliger im Prozeß erfolgen-
der Vorlage der SteuererklärungiGewinnermittlung gezwungen ist, eine um-
fassende Buchprüfung nach Art einer Außenprüfung zur Ermittlung der Be-
steuerungsgrundlagen vorzunehmen. Es werden hierzu Verfahrensaltemativen 
für die Finanzgerichte entwickelt, wie sie die ihnen an sich wesensfremde 
Durchftihrung umfassender Buchprüfungen vermeiden können. 

Das dritte Kapitel wendet sich der rechtlichen Einordnung der Prüfungsbe-
amten zu. Dort wird - differenzierend nach den sich aus den Umfragen erge-
benden Einsatzbereichen gerichtseigener Prüfungsbeamter - untersucht, in 
welcher Rechtsstellung sich ein Prüfungsbeamter in dem jeweiligen Tätig-
keitsfeid befindet. Diese vorangestellte Einordnung hat eine erhebliche Bedeu-

6 Siehe dazu die auf Befragung der gerichtseigenen Prüfimgsbearnten basieren-
den Umfrageergebnisse zum Einsatzbereich gerichtseigener Prüfer (Anlage 2) und 
zum Verfahrensablaufbei der Sachaufklärung (Anlage 3). 

7 Vgl. Anl age 2, Rubrik "Buchpriifimgen". 
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tung für die weitere Prüfung, ob der finanzgerichtliche Einsatz von Prüfungs-
beamten überhaupt zulässig ist. 

Dieses Problem wird im vierten Kapitel behandelt. Es stellt sich dort die -
auch über den Prüfungsbeamten hinaus interessante - Kernfrage, ob und in-
wieweit das Finanzgericht die ihm obliegende Sachaufklärung auf eine nicht-
richterliche Person - den Prüfungsbearnten - delegieren darf. Gegen diese 
Befugnis werden in der Literatur zwei Grundsätze angeführt8: das Gebot des 
gesetzlichen Richters und der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisauf-
nahme. Diese beiden Grundsätze bilden die beiden Hauptgliederungspunkte 
für das vierte Kapitel. Neben der grundgesetzlichen Bedeutung des Gebots des 
gesetzlichen Richters werden dessen einfachgesetzliche, verfahrensrechtliche 
Ausprägungen offengelegt und in ihren begrenzenden Wirkungen auf die Be-
fugnis zur Sachaufklärungsdelegation herausgearbeitet. 

Einen Schwerpunkt des vierten Kapitels nimmt die Behandlung des für den 
Finanzgerichtsprozeß bisher kaum untersuchten9 Unmittelbarkeitsgrundsatzes 
ein. In einer Grundlegung wird zunächst beleuchtet, welchen Inhalt der Un-
rnittelbarkeitsgrundsatz besitzt und ob er im Finanzgerichtsprozeß überhaupt 
Geltung beanspruchen kann. Insoweit versteht sich die Darstellung - über das 
Problem des zulässigen Tätigkeitsfeldes der Prüfungsbearnten hinausgehend -
als Beitrag zur Klärung des Unmittelbarkeitsgrundsatzes für das finanzge-
richtliche Verfahren. Darauf aufbauend werden anschließend die aus dem 
Unmittelbarkeitsgrundsatz resultierenden Grenzen der Delegation richterlicher 
Sachaufklärung auf Prüfungsbearnte für die aus den Urnfrageergebnissen ent-
nommenen, konkreten Einsatzgebiete entwickelt. 

Insbesondere von Immesberger, FR 1969, S.398 ff., u. v. Grimm, BB 1975, 
S.1528 ff. 

9 Eine Ausnahme bildet der Aufsatz von Grube, DStR 1972, S.522 ff. 
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